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Urteil76 Umweltvereinigungen können Zielabweichungen von Regionalplänen gerichtlich überprüfen lassen

Rechtsorechuns*iI

Leitsatz
Eine Umweltvereinigung kann sich nach S 2 Abs.1 i.V.m. $ 1

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 UmwRG gegen die Zulassung
einer Abweichung von Zielen der Raumordnung nach S 6
Abs. 2 Satz 1 ROG a. F. wenden, wenn an deren Stelle eine An-
derung des Regionalplans (5 B i.V.m. S 7Abs.7 ROG) erfor-
derlich gewesen wäre.

BVerwG, Urteil vom 28.09.2023 - 4 C G/21

Der Sachverhalt
Die Klägerin, eine anerkannte Umweltvereinigung, begehrt die
Aufhebung einer Abweichung von Zielen eines Regionalplans,
die einer Gemeinde in Hessen gewährt wurde. Die Gemeinde
plante die Ausweisung eines Gewerbegebiets für ein Logistik-
zentrum. Der maßgebliche Regionalplan legte für den Standort
aber eine Vorrangfläche für Landwirtschaft sowie Grünfläche/
Sportanlagen fest,

Die Klägerin wandte sich zunächst erfolglos vor dem Verwal-
tungsgericht gegen die Zulassung der Zielabweichung durch
das zuständige Regierungspräsidium. lhre Berufung wurde im
Mai 2021 mit der Begründung zurückgewiesen, die Klage sei
mangels Klagebefugnis unzulässig. Die Zulassung einer Ziel-
abweichung nach 5 6 Abs. 2 Satz 1 ROG a. F. sei keine Entschei-
dung im Sinne von 5 1 Abs. 1 UmwRG, sodass ein Rechtsbehelf
ausscheide.

Das Urteil
Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Hessischen VGH
ist begründet. Das BVerwG hat das Urteil aufgehoben und den
Rechtsstreit an die Vorinstanz zurückverwiesen.

Die Zulassung einer Abweichung von den Zielen eines Regio-
nalplans kann als Gegenstand einer Umweltverbandsklage
statthaft sein. Der Zielabweichungsbescheid stellt zwar selbst
keine rechtsbehelfsfähigelntscheidung nach S 1 Abs. 'l Satz 1

Nr. 1, Nr.4 oder Nr. 5 UmwRG dar, Der VGH hat jedoch ver-
kannt, dass 5 1 Abs. 1 Nr. 4, Satz 2 UmwRG auch eine Unterlas-
sensvariante enthält. Hiernach ist der Anwendungsbereich des
UmwRG auch dann eröffnet, wenn eine eigentlich notwendige
Anderung des Regionalplans gemäß $S B, 7 Abs. 7 ROG mit
Umweltprüfung oder Vorprüfung unterlassen und stattdessen
eine Zielabweichung zugelassen wurde.

Die Abgrenzung zwischen zulässiger Zielabweichung und
notwendiger Planänderung richtet sich nach S 6 Abs. 2 Satz 1

ROG a. F. Hiernach kann von den Zielen der Raumordnung ab_
gewichen werden, wenn die Abweichung unter raumordne_
rischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der
Planung nicht berührt werden. Ob eine Abweichung die Grund-
züge der Planung berührt, bemisst sich nach dem im Re-
gionalplan zum Ausdruck gebrachten planerischen Willen. Die
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Abweichung darf nicht so bedeutend sein, dass die Planungs-
konzeption in beachtlicher Weise beeinträchiigt wird (BVerwG,

Urteil vom 16.12.2010 - 4 C 8.10, Rn. 26, juris). Da die Ziel-
abweichung dem an das weite Verständnis der SUP-Richtlinie
(2001/42/EG) angelehnten funktionalen Planbegriff des 5 2
Abs. 7 UmwRG unterfällt, sah das BVerwG ein besonderes Be-

dürfnis, das Tatbestandsmerkmal ,,Grundzüge der Planung' im
Lichte des Unionsrechts weiter zu konkretisieren.

Mit dem Ziel, eine nachhaltige Entwicklung zu fördern und ein
hohes Schutzniveau sicherzustellen, bestimmt Art. 3 Abs. 1 SUp-
Richtlinie, dass Pläne und Programme, die voraussichtlich erheb-
liche Umweltauswirkungen haben, einer Umweltprüfung unter-
zogen werden müssen. Die Entscheidung, welche pläne und
Programme eine Umweltprüfungspflicht auslösen, obliegt nach
Art. 3 Abs. 3 und Abs. 4 SUP-Richtlinie unter Berücksichtigung
der Kriterien des Anhangs ll den Mitgliedstaaten. Zwar kommt
ihnen bei der Umsetzung dieser Vorgaben ein Ermessensspiel-
raum zu, es muss jedoch gewährleistet sein, dass kein plan, der
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen hat, der Umwelt-
prüfung entzogen wird (EuGH, Urteil vom 22.09.2011 - C-295/10,
Rn, 53, juris). Das Tatbestandsmerkmal der ,,Grundzüge der pla-

nung" in 5 6 Abs. 2 Satz 1 ROG a. F. trägt diesen unionsrechtli-
chen Anforderungen Rechnung, indem es die Zulässigkeit einer
Zielabweichung von der Prüfung abhängig macht, ob voraus-
sichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ausgeschlossen sind.

Auch die Regelungssystematik der $5 7, 8 ROG spricht für ei-
nen materiell-rechtlichen Zusammenhang zwischen den,,Grund-
zügen der Planung" und der Frage nach voraussichtlich erheb-
lichen Umweltauswirkungen durch die Zielabweichung. Den

55 7, 8 ROG liegt erkennbar die Annahme zugrunde, dass vor-
aussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ein planungsbe-

dürfnis auslösen, dessen Bewältigung dem plangeber bei der
Festlegung von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung
vorbehalten und nicht Aufgabe der für die Zielabweichungs-
entscheidung zuständigen Behörde ist. So bestimmt S 7 Abs.2
Satz 1 ROG, dass bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen
alle öffentlichen und privaten Belange gegen- und untereinan-
der abzuwägen sind. Bei der Abwägung zu berücksichtigen ist
gemäß 5 7 Abs. 2 Satz 2 ROG auch das Ergebnis einer vorab
durchgeführten Umweltprüfung. 5 8 Abs. 1 ROG normiert die
grundsätzliche Pflicht, bei der Aufstellung von Raumordnungs-
plänen eine Umweltprüfung vorzunehmen. Nach S B Abs. 2 ROG

kann selbst bei geringfügigen Planänderungen nur dann von
einer Umweltprüfung abgesehen werden, wenn im Rahmen ei-
ner überschlägigen Prüfung festgestellt wurde, dass sie voraus-
sichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben werden.

Daraus folgt, dass die ,Grundzüge der planung" immer dann
berührt sind, wenn durch die Zielabweichung voraussichtlich
erhebliche Umweltauswirkungen, die bei der Entscheidung über
den Raumordnungsplan nicht berücksichtigt wurden, nicht aus-
geschlossen werden können. Dient die Zielabweichung der An-
derung eines spezifisch festgelegten Standorts für ein raum-
bedeutsames Vorhaben, werden die Grundzüge der planung in

der Regel berührt.

Umweltvereinigungen können Ziel-
abweichungen von Regionalplänen
gerichtlich überprüfen lassen

* Die exklusiv für HLBS-Mitglieder unter www.hlbs.de im Volltext verfügbaren Entscheidungen sind mit * gekennzeichnet. AgtB2-2024
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Dieser Auslegung steht auch der im September 2023 neu

qefasste 5 9 Abs. 5 Satz 1 ROG nicht entgegen. Soweit 5 9

Äbr. s Srt. 1 ROG zwischen den Grundzügen der Planung

(Nr. 1) und der Vorprüfung gemäß 5 8 Abs. 2Satz1 ROG (Nr. 2)

differenziert, bezieht sich dies auf den verfahrensrechtlichen

Aspekt. Die materiell-rechtliche Verknüpfung des Tatbestands-

merkmals ,,Grundzü9e der Planung" mit der Prüfung, ob voraus-

sichtlich erhebliche Umweltauswirkungen nicht ausgeschlossen

werden können, wird nicht in Frage gestellt.

Da das BVerwG mangels Tatsachenfeststellungen nicht beur-

teilen konnte, ob die ,,Grundzüge der Planung" im Rahmen des

5 6 Abs. 2 Salz 1 ROG berührt sind und deshalb statt eines Ziel-

abweichungsverfahrens eine Anderung des Regionalplans hätte

erfolgen müssen, verwies es die Sache zurück an den VGH.

Urteilsanmerkungen
von Rechtsanwöltin Verena Rösner, Media-

torin, Dipl.-Verwaltungsfochwirtin (FH),

Menold Bezler Rechtsanwölte

Ste u e r b e r ate r W irtsc h ofts p r üf e r
P a rtn e rsch aft m b B, Stuttg o rt

und Rechtsonwöltin Dr. Kojo Rothfuß, Menold

Bezler Rechtsanwölte Steuerberoter Wirt-

schoftsprüfer Partnerschaft mbB, Stuttgart

Das BVerwG hat in seinem Urteil vom

28.09.2023 die unbeantwortete Rechts-

frage nach der Rechtsbehelfsfähigkeit der Entscheidung

über die Abweichung von Zielen der Raumordnung ge-

klärt und im Ergebnis die Klagerechte anerkannter Um-

weltvereinigungen gestärkt. Mit Blick auf die praktische

Relevanz des Zielabweichungsverfahrens kommt der Ent-

scheidung für den gerichtlichen Schutz von Umwelt-

rechtrechtsgütern große Bedeutung zu.

Entscheidungen über die Abweichung von Zielen des

Regionalplans lassen sich grundsätzlich nur eingeschränkt

gerichtlich überprüfen:

Privaten Dritten (2. B. Nachbarn) fehlt in der Regel die

nach 5 42 Abs. 2 VwGO für eine Anfechtungsklage erfor-

derliche Klagebefugnis. Die Ziele der Raumordnung ver-

folgen gesamträumliche Ansätze, nicht aber Schutzinten-

tionen zugunsten von Privaten (OVG Rh.-Pf., Urteil vom

15.02.2017 -8 A10717/16.OVG, Rn.43 ff.,49, juris). Dem-

entsprechenä hat das BVerwG in zwei älteren Beschlüssen

klargestellt, dass der Einzelne aus den Zielen der Raum-

ordnung keine Rechte herleiten kann (BVerwG, Beschluss

vom 24.04.1992 - 4 NB 36/91, Rn. 10, juris; BVerwG, Be-

schluss vom 30.0B.1994 - 4 NB 31/94, Rn.8, juris). Diese

Beschlüsse hatjüngst das OVG Sachsen aufgegriffen und

ausgeführt, dass weder den materiellen Abweichungsvor-

aussetzungen des 5 6 Abs. 2 Satz 1 ROG a. F., noch den ver-

fahrensrechtlichen Bestimmungen zum Zielabweichungs-

verfahren, die regelmäßig keine Öffentlichkeitsbeteiligu ng

verlangen, drittschützende Wirkung zukomme (SächsOVG,

Urteil vom 09.02.2023 - 1 C 27 /22, Rn. 26, juris).
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Auch anerkannten Umweltvereinigungen i.S.v. 5 3

UmwRG blieb die gerichtliche Überprüfung von Zielab-

weichungen im Rahmen von Verbandsklagen nach $ 2

Abs. 1 UmwRG bisher verwehrt. Die Rechtsbdhelfsfähig-

keit der Zielabweichungsentscheidung nach 5 1 Abs. 1

UmwRG wurde mehrfach verneint (VG Gießen, Urteilvom

23.01.2019 - 1 K9645/17.G1, Rn. 51 ff., juris; HessVGH, Be-

schluss vom 15.08.2019 - 4 B 1303/19, Rn. 33 ff., juris). Zur

Begründung stellte die Judikatur darauf ab, dass dem Ziel-

abweichungsbescheid keine unmittelbare Gestattungswir-

kung zukommt. Sie gibt Vorhaberlträgern kein Recht guf

Durchführung ihres Vorhabens, sondern wird auf einer

vorgelagerten Ebene getroffen, um nachfolgende Planun-

gen und Vorhaben von der Beachtung entgegenstehender

Ziele der Raumordnung freizustellen. Weder erlangt der

Vorhabenträger einen Anspruch auf eine der Zielabwei-

chung entsprechende Planung, noch wird die zuständige

Behörde zur Genehmigung des Vorhabens, zu dessen

Gunsten eine Zielabweichung zugelassen wurde, ver-

pflichtet. Hinzukommt, dass weder das Raumordnungs-

recht noch das UVPG oder die SUP-Richtlinie die Durch-

führung einer strategischen Umweltprüfung verlangen.

Dass die Zielabweichungsentscheidung aus diesen Grün-

den keine rechtsbehelfsfähige Entscheidung nach $ 1

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Nr. 4 oder Nr. 5 UmwRG darstellt, hat

das BVerwG in seinem Urteil vom 28.09.2023 bestätigt.

Allerdings hat das BVerwG den Umweltverbänden ein

Klagerecht aufgrund der in 5 1 Abs. 1 Satz 2 UmwRG

normierten Unterlassensvariante zugesprochen. Mag die

Zielabweichung auch keine Entscheidung i.S.d. 5 1 Abs. 1

Satz 1 UmwRG sein, unterfällt doch die Regionalplan-

änderung zweifellos 5 'l Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 UmwRG. Das

BVerwG hat somit nicht - wie teilweise erwartet - den

Entscheidungsbegriff des UmwRG ausgelegt und die

Zielabweichungsentscheidung selbst für rechtsbehelfs-

fähig erklärt, sondern an die Rechtsbehelfsfähigkeit der

Regionalplanänderung angeknüpft. Auf diese Weise hat

das BVerwG Umgehungen der Verbandsklagerechte in

der Praxis einen Riegel vorgeschoben: Da Regionalpläne

das Ergebnis eines jahrelangen Abstimmungsprozesses

sein können, besteht in der Praxis oft größere Bereit-

schaft, einzelne Abweichungen von den Zielen der Raum-

ordnung zuzulassen als den Weg einer aufwändigen

Regionalplanänderung unter Beteiligung aller lnteres-

sengruppen zu gehen - selbst wenn vielfache Zielabwei-

chungen den Regionalplan zunehmend auszuhöhlen

drohen. Wird ein Zielabweichungsverfahren durchge-

führt, um die eigentlich erforderliche Regionalplan-

änderung zu vermeiden, werden Verbandsklagerechte

unterlaufen, die gegen eine Regionalplanänderung be-

standen hätten. lndem das BVerwG Umweltverbänden

nun die Möglichkeit eröffnet, gerichtlich prüfen zu las-

sen, ob eine Zielabweichung zulässig war oder ob eine

Regionalplanänderung hätte erfolgen müssen, sichert

und stärkt es bestehende Verbandsklagerechte, erwei-

tert sie aber nicht.
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